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sein. Jedoch entsprechen die in den EWR-Abkommen gewährleisteten
Personenverkehrsfreiheiten prinzipiell den gemeinschaftlichen Freizü-

gigkeitsrechten vor Einführung der Unionsbürgerschaft.!® Dies kann

angesichts der auf die Unionsbürgerschaft bezogenen dynamischen
Rechtsprechung des EuGH nicht nur zu Abgrenzungsproblemen bei
der Auslegung führen, sondern auch faktische Ungleichbehandlungen
von Drittstaatsangehórigen nach sich ziehen, weil die Rechtslage einfach

unklar ist.!? Dem kónnte de lege ferenda in Assoziierungsabkommen

durch entsprechende Klarstellungen und dynamische Rechtsverweise

vorgebeugt werden. Noch weitergehender kónnte man sogar an eine

«assoziationsrechtlich vermittelte Unionsbürgerschaft «denken, die
nicht per se «fóderalismusfremd» sein muss.!? Eine derartige «abstrakte
fóderale Bürgerschaft», für die es in der Geschichte!? wie in der Gegen-
wart!^! Beispiele gibt, hat jedoch ihre Bedingungen und Grenzen: Sie

kann zu annáhernd gleichen Freizügigkeitsrechten, vielleicht auch di-
plomatischen Schutzrechten führen, nicht jedoch idenüsche politische

Statusrechte begründen. Dies einzufordern hiesse, die Grenzen zwi-

schen Mitgliedschaft und. Nichtmitgliedschaft in der Europäischen

Union zu verwischen.1%
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